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Die beiden Frauen engagieren
sich bei der Mitte-Partei, beide
sind in der Landwirtschaft tätig,
und beide stammen aus der glei-
chenGegend: PriskaWismer-Fel-
der ist Nationalrätin und Land-
wirtin,ChristinaBachmann-Roth
ist Präsidentin der Mitte-Frauen
Schweiz undCo-Geschäftsführe-
rin einer Käserei. Bei der Biodi-
versitätsinitiativevertreten sie je-
doch gegensätzliche Positionen.
Wismer ist dagegen, Bachmann
im Ja-Komitee.

Etwas verbindet die beiden
Mitte-Politikerinnen aber auch
hierwieder: Beidewerdenwegen
ihrer Haltung angefeindet. «Der
Abstimmungskampf war hart,
teilweise sogar verletzend», sa-
gen sie. «Es gabviele Beleidigun-
gen auf Social Media», berichtet
Bachmann-Roth. Solche Einträ-
ge liessen sich schnell löschen
und noch schneller vergessen.
Mehr zu schaffen machen ihr
Zuschriften von Parteikollegen.
Ein Delegierter einer Mitte-Kan-
tonalpartei legte ihr wegen ihres
Engagements für die Biodiversi-
tätsinitiative den Parteiaustritt
nahe: «Mit dieser politischen
Gesinnung sind Sie bei der SP
Schweiz definitivbesseraufgeho-
ben. Mattea Meyer empfängt Sie
bestimmt mit offenen Armen!»,
schrieb er in einer Mail.

Perfider und verletzender
als Social-Media-Posts
Ein anderer Bauer, den Bach-
mann kennt, schrieb ihr: «Für
künftige Wahlen ist das be-
stimmt kein Stimmensamm-
lungskorb. Die KMU der Agrar-
und Food-Industrie wissen bes-
tens, wer bei solchen Initiativen
weit vorne gestanden ist.» Ein
anderer zielt direkt auf ihren
Arbeitgeber: «Wäre spannend,
was die Milchlieferanten eurer
Käserei davon halten.»

Solche direkten und persönli-
chen Angriffe, die aufs Einkom-
menund aufs Umfeld zielen, sei-
en viel perfider und verletzender
als beleidigende Social-Media-

Posts, sagt Bachmann-Roth.Die-
se Leute wollten zeigen, dass sie
Macht über einen hätten – und
dass eine bestimmte politische
Haltung persönliche Konsequen-
zen habe.

Auch Priska Wismer-Felder
wurde persönlich angegriffen.
Bei ihr übernimmt die Tochter
die Aufgabe des Filters. «Sie legt
solche Zuschriften in einMäppli
und legt es in der untersten
Schublade ab», soWismer.

Die Auseinandersetzungen
seien heftiger geworden. «Es gibt
Landwirte, die äussern sich nicht
mehr zur Initiative, da sie sonst
ihr Gemüse nicht mehr in der
Stadtverkaufen könnenoderweil
sie sich die Anfeindungen ihrer
Kundennichtmehranhörenwol-
len», sagt Wismer. Sie stört die
einseitige Fokussierung auf die
Landwirtschaft als Problem für
die Biodiversität. «In den letzten
20 Jahren haben sich die Bauern
bereits verändert – zum Positi-
ven», betont die Landwirtin.

Männer sagen Frauen gerne,
was sie zu tun haben
Trotzdem seien die Auseinan-
dersetzungen – vor allem wenn
es um Landwirtschaftsthemen
gehe – heftiger geworden. «Man
tauscht zwar Argumente aus,
hört dem Gegenüber aber gar
nichtmehr richtig zu», sagtWis-
mer-Felder.

Die politische Auseinander-
setzung sei härter geworden, be-
stätigt PolitexperteMichael Her-
mann. SozialeMedien hätten die
Tendenz in den letzten Jahren
noch verstärkt. Besonders bei
Vorlagen mit Bezug zur Land-
wirtschaft – etwa bei der Trink-
wasserinitiative oderderAbstim-
mung zum Jagdgesetz – sei die
Auseinandersetzung besonders
emotional. «Die Menschen in
ländlichen Regionen identifizie-
ren sich stark mit der Landwirt-
schaft und fühlen sich bei sol-
chen Vorlagen angegriffen», so
Hermann.

Bei denMitte-Frauen komme
der Genderaspekt hinzu. «Män-
ner fühlen sich immernoch dazu

ermächtigt, Frauen sagen zu
können, was sie tun sollen.»

Und dieMitte-Frauen – das ist
einweitererAspekt – sind in der
Mehrheitsbildung besonders
wichtig.Weil sie imRechts-links-
Schema der Politik oft die ent-
scheidenden Stimmen beitragen.

Die Mitte-Frauen haben sich
imParlament füreinenGegenvor-
schlag zurBiodiversitätsinitiative
eingesetzt. Erfolglos. «Für mich
ist die Vorlage, über die wir nun
abstimmen, der letzte Anker, um
die Biodiversität zu fördern und
Bund undKantone zumHandeln
zubewegen»,sagtBachmann.Die
Vorlage sei ja nicht extrem und
eher allgemein gehalten.

«ZumEngagement gehört
auch, einstecken zu können»
NationalrätinWismerbezeichnet
sich selbst als Umweltschützerin,
gleichzeitig ist sie Bäuerin und
findet: «Es ist verletzend, wenn
uns der Vorwurf gemacht wird,
wir seien das Hauptproblem für
die Biodiversität.» Die Landwirte
allein könnten das Problem der
schwindendenArtenvielfalt nicht
lösen. Die Mitte-Politikerin be-
treibt zusammenmit ihremMann
bei Rickenbach LU Milchwirt-
schaft, züchtet Schweine und
betreibt Ackerbau. «Wir haben
bereits 25 Prozent Biodiversitäts-
flächen auf unserem Hof», sagt
sie. Bei vielen Umweltvorlagen
fokussiere man zu einseitig auf
die Landwirtschaft. «In den Städ-
tenmüsste ja auchdringendmehr
fürdieArtenvielfalt gemachtwer-
den», soWismer.

BeideMitte-Frauen verstehen
sich persönlich sehr gut und plä-
dieren für mehr Toleranz. «Wir
sollen auch mal eine andere
Parole zu einer Vorlage fassen
können, ohne dasswir dafürver-
unglimpft werden», sagt Bach-
mann und fügt hinzu: «ZumEn-
gagement gehört auch, einste-
cken zu können.» Und Kollegin
Wismer sekundiert: «Unser Sys-
tem lebt davon, dass Leute mit
unterschiedlichen Ansichten
miteinander sprechen und den
Kompromiss suchen.»

Zwei Frauen – und viele wütende Bauern
Mitte-Politikerinnen und Biodiversität Christina Bachmann-Roth und PriskaWismer-Felder engagieren sich.
Die eine für die Biodiversitätsinitiative, die andere dagegen. Angefeindet werden beide.

Soll die Schweiz die Entwick-
lungshilfe zugunsten derArmee
kürzen? Sollen Hilfsgelder an
Schweizer Unternehmen in der
Ukraine fliessen? Und: Wirkt
Entwicklungshilfe überhaupt?
Diese Fragen haben gestern den
Ständerat umgetrieben. Er hatte
über die Strategie der internati-
onalen Zusammenarbeit zu ent-
scheiden, inklusive Verpflich-
tungskrediten. Die Ausgangsla-
ge war: verworren.

Der Bundesrat beantragt dem
Parlament für die nächsten vier
Jahre Kredite von insgesamt
11,3MilliardenFranken fürdiehu-
manitäreHilfe,dieEntwicklungs
zusammenarbeit sowie die För-
derung von Frieden und Men-
schenrechten. Das ist nominal
zwar etwa gleich viel wie in der
aktuellen Periode. 1,5 Milliarden
aus dem Topf sind nun aber für
die Ukraine vorgesehen. Damit
stehtwenigerGeld fürdie Länder
des Südens zurVerfügung. In der

Vernehmlassungwardas aufKri-
tik gestossen–nichtnurbeiHilfs-
werken, SPundGrünen.Auch die
Mitte-Partei und die GLP forder-
ten, dass die Ukraine-Hilfe aus
anderen Mitteln finanziert wird.
Doch der Bundesrat hielt an sei-
nem Plan fest und schickte die
Vorlage imMai ans Parlament.

Im Juni beschloss ernachträg-
lich, Gelder in diewirtschaftliche
Zusammenarbeit umzuleiten –
einen Teil davon zugunsten von
SchweizerUnternehmen.EinNo-
vum. Der Bundesrat begründete
das damit, dass dem Schweizer
Privatsektor beimWiederaufbau
der Ukraine eine wichtige Rolle
zukommen solle.

Die Hilfswerke reagierten em-
pört darauf. Auch die zuständi-
ge Kommission des Ständerats
hatte Fragen, zumal eine Zusam-
menarbeit mit SchweizerUnter-
nehmen in dieser Form im gel-
tenden Recht nicht vorgesehen
ist. DerBundesratwill deshalb in

den kommenden Monaten eine
Rechtsgrundlage dafür schaffen.
SP-Ständeräte beantragten dem
Rat, die Verschiebung der Mittel
abzulehnen und die Hilfe auf
zustocken. Doch diese Anträge
waren chancenlos.

Beschluss vom Sommer
umsetzen
Im Zentrum der Debatte stand
ein anderesAnliegen: FDP-Stän-
derat BenjaminMühlemann plä-
dierte dafür, die Vorlage an den
Bundesrat zurückzuweisen. Der
Grund: In der Sommersession
hatte der Ständerat bei der Bera-
tung derArmeebotschaft zusätz-
liche 4 Milliarden für die Armee
gesprochen. Auf Antrag Mühle-
manns beschloss der Ständerat,
die Hälfte davon bei derEntwick-
lungshilfe zu kompensieren.

DerNationalrat hat noch nicht
darüber entschieden.DochMüh-
lemann forderte nun, dass der
Bundesrat die Verpflichtungs-

kredite für die Entwicklungshil-
fe denArmeebeschlüssen anpas-
se.Der Ständerat habe sich in der
Sommersession dafür entschie-
den, die politischen Prioritäten
zu verschieben, sagte er.

FDP-Präsident Thierry Burk-
art pflichtete Mühlemann bei:
«WirhabenKrieg in Europa.» Die
Schweiz sei davon auch betrof-
fen, und zwar bereits jetzt –
«nicht erst dann,wenn die Pan-
zer am Rhein stehen». Deshalb
sei es notwendig, mehr in die
Armee zu investieren.

Mitte-Vertreter Beat Rieder
räumte ein, auch er habe im
Sommer Mühlemanns Antrag
zugestimmt. Inzwischen sei aber
klar geworden, dass solche
Kürzungen die internationale
Zusammenarbeit nachhaltig
schädigen würden. Die Ent
wicklungshilfe müsse ihren
Sparbeitrag leisten, aber nicht in
diesem Umfang. Der Entscheid
vom Juni sei «ein bisschen aus

derHüfte geschossen» gewesen,
sagte BenediktWürth (ebenfalls
Mitte).UndGLP-StänderätinTia-
naMoser betonte, Entwicklungs-
zusammenarbeit sei im ureige-
nen Interesse der Schweiz.

Sowohl Brandschutz
als auch Feuerwehr
SVP-Ständerätin Esther Friedli
sah das anders. Sie beantragte als
Kompromiss, auf eine Zusatz-
schlaufe zu verzichten und den
Verpflichtungskredit für die Ent-
wicklungshilfe und die humani-
täreHilfe gleich zu kürzen – aber
nicht um 2 Milliarden, sondern
um 800 Millionen. Friedli argu-
mentierte, die Bürger würden es
nichtverstehen,wenn soviel Geld
ins Ausland fliesse, während im
Inland gespartwerdenmüsse.Sie
stellte zudem die Wirkung der
Entwicklungszusammenarbeit
grundsätzlich infrage. SP-Vertre-
terin FranziskaRothwidersprach.
DieWirkung könne heute gut ge-

messenwerden, sagte sie. Unter-
suchungen zeigten, dass die Hil-
fe das Leben derMenschennach-
haltig verbessere. Auch Matthias
Michel (FDP) wies darauf hin,
dass etwadie extremeArmut und
die Kindersterblichkeit stark zu-
rückgegangen seien.

Aussenminister Ignazio Cas-
sis rief dazu auf,Armee und Ent-
wicklungszusammenarbeit nicht
gegeneinander auszuspielen.
«Wir brauchen sowohl den
Brandschutz als auch die Feuer-
wehr.»AmEnde lehnte der Stän-
derat Mühlemanns und Friedlis
Antrag deutlich ab. Das verän-
dert auch die Ausgangslage für
dieArmeedebatte von kommen-
derWoche im Nationalrat: Dass
ein schnelleres Wachstum der
Armeeausgaben mit zwei Milli-
arden aus der Entwicklungshilfe
finanziert wird, ist unwahr-
scheinlich geworden.

Charlotte Walser

Keine drastischen Kürzungen bei der Entwicklungshilfe
Entscheid im Ständerat Die kleine Kammer verzichtet auf umfangreiche Einsparungen im humanitären Bereich zugunsten der Armee.

Direkte und persönliche Angriffe: Christina Bachmann-Roth (l.) und Priska Wismer-Felder. Foto: Sabina Bobst


